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Anmerkungen

zum IMS des bayerischen StmI zur Zumutbarkeit der Beschaffung von Identitätspapieren und zur Berücksichtigung im Rahmen der Ermessensentscheidung bei Beschäftigungserlaubnissen

Die Ausführungen im bayerischen IMS sind zum Teil missverständlich, wenn nicht gar unzutreffend und sollen deshalb kommentiert werden.

1. 
Zutreffend wird ausgeführt, dass im Grundsatz während eines laufenden Asylverfahrens den Betroffenen eine Kontaktaufnahme mit ihren Heimatbehörden nicht zumutbar ist. Wie von jedem Grundsatz mag es auch hier Ausnahmen geben, doch nicht in dem Umfang wie vom IMS angenommen.

1.1.  Einem Doppelstaatler, der nur von einem Land verfolgt wird, kann grundsätzlich abverlangt werden, vom anderen Staat einen Pass zu beschaffen. Voraussetzung ist jedoch, dass er dort nicht ebenso verfolgt wird und dass eine Überstellung (von dort) in den Verfolgerstaat ausgeschlossen ist (manche Staaten liefern eigene Staatsangehörige aus). Dies muss feststehen.

1.2.  Unzutreffend sind die Ausführungen zur Verfolgung durch nichtstaatliche Akteure (Seite 2, 5. Absatz).  

1.2.1.  Dies folgt schon daraus, dass § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG bestimmt, dass bei der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis von der Passpflicht abzusehen ist, wenn ein Aufenthaltstitel nach § 25 Abs. 2 Satz 1 2. Alternative (Subsidiärer Schutz) oder § 25 Abs. 3 AufenthG erteilt oder verlängert wird. Bei diesen Fallkonstellationen liegt (meist) keine staatliche Verfolgung vor. Wenn der Gesetzgeber angeordnet hat, dass dennoch von der Passpflicht abzusehen ist, gilt das auch, wenn der Betreffende sich um diesen Status erst bewirbt – sonst wäre die gesetzliche Regelung sinnlos. Dementsprechend sehen auch die allgemeinen Verwaltungsvorschriften (die mit Zustimmung des Bundesrates ergangen sind und die Verwaltung bundesweit binden) vor, dass auch bei § 25 Abs. 3 i.V.m. § 60 Abs. 5 und 7 AufenthG der Ausländer „im Bezug auf den Verfolgerstaat… nicht zu Mitwirkungshandlungen verpflichtet“ ist. 

1.2.2.  Verfehlt ist die Argumentation, weil die Mehrzahl der afghanischen Asylbewerber vortrügen, aus Angst vor den Taliban geflohen zu sein oder Jahrelang im Iran gelebt zu haben und nun weiter geflohen zu sein, sei eine Verfolgung durch Afghanische staatliche Behörden nicht einmal ansatzweise behauptet. 

Wer einen Asylantrag stellt, behauptet in der Regel das Vorliegen einer staatlichen Verfolgung, die auch bei einer Verfolgung nach §§ 3 oder 4 AsylG vorliegen kann. 

Zu beachten ist dabei, dass staatliche Verfolgung in vielfachen Formen auftreten kann – auch eine mittelbare Verfolgung ist eine staatliche Verfolgung. Wenn das IMS als Beispiel eine fehlende Schutzgewährung durch staatliche Behörden anführt, übersieht es, dass darin eine mittelbare staatliche Verfolgung liegen kann.  Die Lagebeurteilung des AA vom 28.07.2017 führt zu der Bevölkerung aus, in Afghanistan gebe es keine " systematisch staatlich organisierte Gewalt" gegen die eigene Bevölkerung, betont aber gleichzeitig, in vielen Regionen bestehe ein komplexes Machtgleichgewicht zwischen Ethnien, Stämmen, Warlord und Milizen, " aber auch Polizei- und Taliban-Kommandeuren".  

Das deutsche Asylrecht weist die alleinige Entscheidungskompetenz für die Frage, ob im Einzelfall eine Verfolgung vorliegt, welcher Art diese ist und von wem sie ausgeht, allein dem BAMF zu. Dieses ist ausschließlich für alle so genannten „Zielstaatsbezogenen“ Gefährdungen zuständig, die Ausländerbehörden sind an dessen Entscheidung gebunden (§ 42 AsylG). Selbst wenn nur isolierte zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG geltend gemacht werden, darf das Ausländeramt den Vortrag nicht selbst würdigen, sondern hat das Begehren dem Bundesamt vorzulegen (§ 72 Abs. 2 AufenthG).  Aus dieser gesetzlichen Systematik folgt, dass die Ausländerbehörde daran gehindert ist, den (vermeintlichen) Vortrag des Asylbewerbers im Hinblick auf Zielstaatsbezogene Gründe eigenständig zu bewerten. Bis eine vollziehbare Entscheidung des BAMF vorliegt, hat die Ausländerbehörde von dem auszugehen, was der Betreffende begehrt; also den asylrechtlichen Schutz oder den Flüchtlingsstatus, wenn ein Asylantrag gestellt wurde ( § 13 I und II AsylG). 

2.  Zutreffend wird im 6. Absatz auf Seite 2 ausgeführt, dass Asylbewerber, gleich welchen Status sie anstreben, verpflichtet sind, Pässe und andere Dokumente, die in der Obhut von Verwandten oder Dritten sind, anzufordern und vorzulegen. Das gilt ausnahmsweise dann nicht, wenn die konkrete Gefahr besteht und dargelegt wird, dass allein die Anforderung (oder Versendung) der Dokumente die Verfolgungsgefahr des Asylbewerbers erhöht oder die Dritten in die Gefahr einer Verfolgung bringt – etwa wegen Postkontrolle oder Überwachungsmaßnahmen des Verfolgerstaates.

Fragwürdig sind die Ausführungen zur Beschäftigungserlaubnis. Zwar ist die Klärung der Identität wichtig, gleichwohl ist es ein Kurzschluss, wenn argumentiert wird, dass bei der Beantragung begünstigender Entscheidungen die im Ermessen der Ausländerbehörde stehen, wie z.B. einer Beschäftigungserlaubnis, zu berücksichtigen sei, ob eine geklärte Identität vorliege oder nicht. Der Gesetzgeber hat die Frage, wie relevant eine geklärte Identität ist, in § 5 AufenthG abschließend beantwortet: Grundsätzlich muss die Identität geklärt sein, bevor eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, auf die Identitätsklärung wird jedoch verzichtet, wenn die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 24 oder 25 Abs. 1-3 AufenthG in betracht kommt (§ 5 Abs. 3 Satz 1 i. v. m. § 5 Abs. 1 Nr. 1a AufenthG).  Eine Beschäftigungserlaubnis – oder Versagung – wird in der Regel als Nebenbestimmung zur Aufenthaltserlaubnis erteilt. Wenn der Gesetzgeber für die eigentlich entscheidende Frage – Aufenthaltserlaubnis Ja oder Nein – auf die Identitätsklärung verzichtet – muss diese grundsätzliche Weichenstellung auch bei der Erteilung oder Versagung einer Nebenbestimmung berücksichtigt werden. Mit anderen Worten: wenn ein Aufenthaltsstatus nach § 3 oder 4 AsylG bzw. § 60 Abs. 5 und 7 AufenthG in Betracht kommt, kommt der Identitätsklärung kein entscheidendes Gewicht zu. Deshalb kann die Beschäftigungserlaubnis nicht wegen der nicht geklärten Identität (oder dem fehlenden Pass) versagt werden. 

Allerdings ist das Ermessen der Ausländerbehörden bei der Frage der Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis weit. In der Praxis kann die Beschäftigungserlaubnis daher oft mit anderen Argumenten als dem fehlenden Pass und der ungeklärten Identität versagt  werden. 

Hubert Heinhold

Rechtsanwalt
	Rechtsanwälte Wächtler und Kollegen 

	RAin Gaugel: 

Fachanwältin für Familienrecht 

RA Wächtler: 

Fachanwalt für Strafrecht


	Stadtsparkasse München 

Konto-Nr. 901 139 816, BLZ 701 500 00

IBAN DE73 7015 0000 0901 1398 16

BIC SSKMDEMM

USt-ID: DE 130751887


	Postbank München 

Konto-Nr. 288 647 805, BLZ 700 100 80

IBAN DE13 7001 0080 0288 6478 05

BIC PBNKDEFF





